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1. Einleitung

Die Reduzierung regionaler Ungleichheiten ist in Deutsch -
land und der Europäischen Union ein zentrales Anliegen
der Politik. Dabei erhoffen sich Politiker oft, dass tempo -
räre Förderung einen sich selbst tragenden Entwicklungs -
prozess in Gang setzt. Der Umfang regionaler Umvertei-
lung ist sowohl auf nationaler wie internationaler Ebene
enorm. Die EU sieht in ihrem aktuellen Budget 2014–
2020 über 350 Mrd. € für Strukturfonds vor – rund ein
Drittel aller Ausgaben. In Deutschland gibt es wegen der
föderalen Struktur mehrere regionale Umverteilungsme-
chanismen wie zum Beispiel die Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW),
den Länder- oder den kommunalen Finanzausgleich. Die
GRW-Mittel für Infrastrukturinvestitionen und Förderung
der gewerblichen Wirtschaft beliefen sich im Zeitraum
2000–2010 auf ungefähr 17 Mrd. €.1 Noch nicht einge-
rechnet sind dabei Transfers aus dem Budget der Euro -
päischen Strukturpolitik wie dem Europäischen Fonds
für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Europäischen
 Sozialfonds (ESF). Bei all dem Aufwand sind die Auswir-
kungen dieser Politik bisher wenig verstanden.2 Insbeson-
dere ist unklar, ob es gelingen kann, mit einer temporären
Politikmaßnahme eine sich selbst tragende ökonomische
Entwicklung in geförderten Regionen einzuleiten.

Diese Fragen sind empirisch nicht leicht zu beant-
worten, da Empfängerregionen nicht zufällig ausgewählt
werden. Allein die Tatsache, dass Gemeinden im Zonen-
randgebiet ein niedrigeres Einkommen haben, ist noch
kein Beleg dafür, dass die Regionalpolitik unwirksam war.
Vielmehr ist es von entscheidender Bedeutung, für alle
relevanten Faktoren zu kontrollieren, die abgesehen von
regionalen Transfers das Einkommen (und somit die För-
derwahrscheinlichkeit) beeinflussen. Des Weiteren sind
lang f ristige Effekte von Transfers meist nur schwer zu
identifizieren, da sich im Laufe der Zeit zahlreiche Dinge
verändern, die Produktivität und Einkommen in Regionen
bestimmen, aber nicht notwendigerweise auf die Trans-
ferprogramme zurückgeführt werden können. Schließlich
werden Transferprogramme üblicherweise auch nur lang -
sam und schrittweise eingestellt.

In einer aktuellen Forschungsarbeit [EHRLICH und SEI-
DEL (2015)] nutzen wir die Zonenrandförderung in den
Jahren 1971–1994 als natürliches Experiment, um die
Aus wirkungen von regionalen Transfers während der För -
derung Mitte der 1980er Jahre und im Jahr 2010, d. h.

16 Jahre nach dem Ende des Programms, zu unter -
suchen. Zur Identifikation der kausalen Effekte verwen-
den wir ein regression discontinuity design (RDD), das der
Idee folgt, Gemeinden östlich und westlich der Zonen-
randgebietsgrenze, die das Zonenrandgebiet (ZRG) vom
übrigen westdeutschen Territorium trennte, miteinander
zu vergleichen (vgl. Abb. 1).3 Gemeinden entlang dieser
„Grenze“ sollten im Durchschnitt in allen Dimensionen
identisch sein, nur dass die Gemeinden im Zonenrand-
gebiet (höhere) Förderung erhielten. Insbesondere die Tat -
sache, dass die Zuweisung zum Zonenrandgebiet auf
Basis der Distanz zur DDR und eines 40-Kilometer-Schwel -
lenwertes festgelegt wurde, erlaubt es uns, geförderte
und nicht-geförderte Gemeinden zu vergleichen, die sehr
ähnlich sind. Die Idee ist, dass zwei Regionen bei 39 und
41 Kilometer Distanz zur DDR fast genauso stark von der
Randlage betroffen sein sollten, die eine Region jedoch
Transfers erhält und die andere nicht. Wenn sich Einkom-
men, Bevölkerungsdichte, Firmenaktivität oder anderen
Zielgrößen an der Fördergrenze sprunghaft ändern, kön-
nen wir diese Diskontinuitäten als kausalen Effekt der
Förderung interpretieren.

Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass die För-
derung des Zonenrandgebietes zu einem sprunghaften
Anstieg ökonomischer Aktivität in diesem Gebiet geführt
hat. Zudem finden wir keine Evidenz dafür, dass dieser
Effekt nach Auslaufen der Förderung abgenommen hat.
Als wichtigste Gründe für den Anstieg im Einkommen pro
Quadratkilometer sind die Zuwanderung von Menschen
und höhere Firmenaktivität zu nennen. Allerdings deuten
unsere Ergebnisse darauf hin, dass der Anstieg der öko-
nomischen Aktivität im Zonenrandgebiet auf Kosten der
angrenzenden, nicht geförderten Gebiete gegangen ist.
Auf der Basis unserer Resultate können wir nicht aus-
schließen, dass der Nettoeffekt der Politikmaßnahme null
war. Zudem finden wir Evidenz für höhere Landpreise,
sodass die Politik insbesondere den Grundbesitzern
 einen Zuwachs des Realeinkommens beschert hat.
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Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 1: Das Zonenrandgebiet
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2. Historischer Hintergrund

Bis in die 1960er Jahre zielten regionalpolitische Förder-
maßnahmen in Westdeutschland vornehmlich auf die
Wiedererrichtung zerstörter Industrieanlagen ab. Jedoch
reagierte die Politik auch auf die zunehmende Undurch-
lässigkeit der Grenze zwischen der Bundesrepublik und
der DDR. Schon deutlich vor der Errichtung der Mauer
wurden der Austausch von Gütern und die Reisefreiheit
unterbunden. Dies erzeugte ökonomische Nachteile in den
grenznahen Gebieten, da ein wesentlicher Teil der regio-
nalen Nachfrage aus dem Osten wegfiel.4

Es dauerte jedoch bis zum Ende der 1960er Jahre,
bis die Regionalpolitik eine bessere Koordination erfuhr.
Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ sowie das Investitionszulagenge setz
bildeten die juristischen Grundlagen dazu. Innerhalb die-
ses neuen Rahmens erhielt das Zonenrandgebiet einen
herausgehobenen Status, indem es allein durch die geo-
grafische Lage Anspruch auf die höchsten Fördersätze
erhielt (Zonenrandförderungsgesetz, 1971). Zum Zonen-
randgebiet wurden alle Kreise gezählt, in denen mindes -
tens 50 % ihrer Fläche oder Bevölkerung nicht weiter als
40km vom Eisernen Vorhang entfernt waren [Stichtag
01.01.1971, ZIEGLER (1992)]. Diese Grenze wurde trotz
umfassender Gebietsreformen in den 1970er Jahren nicht
mehr geändert, so dass die Fördergebiete von den spä-
teren administrativen Grenzen an vielen Stellen abwichen.
Die Zonenrandgebietsförderung lief 1994 endgültig aus,
da sich der Schwerpunkt der Regionalpolitik in die neuen
Bundesländer verschob.

3. Art und Umfang der Förderung

Die Art der Förderung war vielfältig. Firmen innerhalb des
Zonenrandgebiets konnten Investitionszulagen von bis
zu 25 % beantragen und erhielten über die KREDITANSTALT

FÜR WIEDERAUFBAU günstigere Finanzierungskonditionen.
Zudem profitierten Unternehmen im ZRG von besseren
Abschreibungsmöglichkeiten, Bürgschaften und einer be -
vorzugten Behandlung bei öffentlichen Ausschreibungen.
Gefördert wurden auch Infrastrukturprojekte, die Reno-
vierung von Wohngebäuden, der soziale Wohnungsbau,
Kindertagesstätten, Weiterbildungsprogramme und kul-
turelle Angebote [ZIEGLER (1992)]. Aufgrund dieser Hete-
rogenität lässt sich der gesamte Umfang der gezahlten
Transfers nicht genau beziffern. Schätzungen gehen da-
von aus, dass in der gesamten Förderperiode zwischen
1,3 bis 2,5 Mrd. € pro Jahr (in 2010er Preisen) ins Zo-
nenrandgebiet geflossen sind [ZIEGLER (1992) und WIRT-
SCHAFTSWOCHE (1990)]. Berücksichtigt man den Bevölke-
rungsanteil des Zonenrandgebiets, zeigt sich, dass die

jährliche Förderintensität mit 194 bis 373 € pro Kopf un-
gefähr im Bereich der heutigen Strukturförderung der
Europäischen Union in „Konvergenz-Regionen“ (vormals
Ziel-1-Regionen) liegt [vgl. BECKER, EGGER, und EHRLICH

(2010)]. Das Zonenrandgebiet umfasste nur etwa 18 %
der Fläche Westdeutschlands und rund 12 % der Bevöl-
kerung. Bezieht man die Förderung auf die Fläche oder
die Bevölkerung, so erhielt das Zonenrandgebiet eine
drei- bis fünfmal so hohe Förderung aus GRW-Mitteln
wie die übrigen Gemeinden in Westdeutschland. Diese
Relationen sind als Untergrenze zu verstehen, da der
monetäre Vorteil aus anderen Quellen wie Abschreibungs-
regeln oder Kreditvergünstigungen nicht eingerech net ist.

4. Identifikation

Die Zonenrandgebietsförderung dient als natürliches Ex-
periment zur Identifikation kausaler Effekte regionaler
Trans fers. Da Gemeinden innerhalb des ZRG Förderung
bekommen haben und Gemeinden außerhalb des ZRG
nicht (oder nur in deutlich geringerem Umfang), können
wir unter bestimmten Voraussetzungen Sprungstellen in
relevanten Variablen als den kausalen Effekt der Regio-
nalförderung interpretieren. Erstens dürfen Gemeinden
außerhalb des ZRG keinen Einfluss darauf haben, die
Förderung zu erhalten. Konkret bedeutet das, dass Ge-
meinden außerhalb der Förderregion über Fusionen mit
Nachbargemeinden innerhalb des ZRG nicht in den Ge-
nuss der Förderung gelangen können. Diese Bedingung
ist erfüllt, da selbst die Gebietsreformen das ursprünglich
definierte Gebiet nicht veränderten.

Die zweite Annahme fordert, dass keine anderen Va-
riablen, die Einfluss auf die Zielgröße (z. B. Einkommen
pro Quadratkilometer) haben, an der relevanten geogra-
fischen Grenze eine Sprungstelle aufweisen. Diese An-
nahme ist erfüllt, wenn die Kreisgrenzen zum 01.01.1971
zufällig gezogen wären. Dies ist jedoch unwahrschein-
lich, da Kreisgrenzen geografischen Charakteristika wie
z. B. Flussläufen folgen, die die Ansiedlung von Firmen
beeinflussen können. Allerdings trennt die ZRG-Grenze
75 Kreispaare auf einer Distanz von über 1.700 km. Da-
mit erscheint es wenig plausibel, dass alle Kreise inner-
halb des Fördergebietes systematisch andere Charakte-
ristika aufweisen als Kreise außerhalb des ZRG. Darüber
hinaus wurden die Kreisdefinitionen im Laufe der Zeit
geändert, sodass die ZRG-Grenze vielfach nicht mehr
mit den administrativen Grenzen in unserem Untersu-
chungszeitraum (1980er Jahre und 2010) zusammenfiel.
Wir können sogar noch einen Schritt weiter gehen und
die 40-km-Regel zur Definition des ZRG nutzen. Bei
40 km beobachten wir eine Sprungstelle in der Förder-
wahrscheinlichkeit, die wir zur Identifikation der kausalen
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Effekte der ZRG-Förderung nutzen können. Da dieser 40-
km-Schwellenwert mit keiner geografischen oder admi-
nistrativen Grenze korrespondiert, kann ein direkter Effekt
dieser Grenze auf ökonomische Aktivität so gut wie aus-
geschlossen werden. Dieser alternative Schätzansatz
 liefert sehr ähnliche Ergebnisse und bestätigt damit die
Validität des sogenannten geografischen regression dis-
continuity design (RDD). Wir verwenden versteuerbares
Einkommen pro Quadratkilometer als zentrales Maß für
ökonomische Aktivität. Diese Daten sind auf Gemeinde -
ebene seit 1975 verfügbar.5

5. Resultate

5.1 Einkommen pro Quadratkilometer

Eine grafische Darstellung der Daten liefert einen ersten
Einblick in die Effekte der Regionalförderung. In Abbil-
dung 2 stellen wir das Maß für ökonomische Aktivität in
Abhängigkeit von der Distanz zur ZRG-Grenze für das
Jahr 1985 dar. Die gestrichelte vertikale Linie symboli-
siert die ZRG-Grenze. Links davon liegen die Gemein-
den, die keine Förderung erhalten haben. Rechts davon
befinden sich die Gemeinden innerhalb des ZRG. Wir
verwenden unterschiedliche Polynome für die Distanz-
funktion und verschiedene Bandbreiten, um die Sensiti-
vität bezüglich alternativer Spezifikationen zu überprüfen.
Panel A bezieht alle Gemeindezentren mit einem Abstand

zur ZRG-Grenze von 100km ein, während wir in Panel B
die Distanz auf 10km beschränken. Zudem unterschei-
den sich beide Abbildungen durch die Wahl der Kontroll-
funktion (Polynom dritten Grades in Panel A versus Poly-
nom ersten Grades in Panel B).

Beim Übergang zum Zonenrandgebiet erkennen wir
eine deutliche Sprungstelle in der Zielgröße. Die grauen
Bereiche stellen das 90%-Konfidenzintervall dar und über -
schneiden sich nicht. Dies deutet auf einen robusten
kau salen Effekt der Regionalförderung hin. Unsere detail-
lierten Regressionsergebnisse zeigen, dass die Zonen-
randgebietsförderung das Einkommen pro Quadratkilo-
meter um 30 % bis 50 % erhöht hat, abhängig von der
Spezifikation.

Interessanterweise sind die Diskontinuitäten an der
ZRG-Grenze auch im Jahr 2010 noch deutlich zu erken-
nen, obwohl die Förderung des Zonenrandgebiets in  ihrer
ursprünglichen Form schon 16 Jahre zuvor ausgelaufen
war. Abbildung 3 veranschaulicht dies eindrucksvoll. Auch
hier finden wir in den Regressionen Effekte von 30 %
bis 50 % auf das Einkommen pro Quadratkilometer.

Die Größe der Effekte relativiert sich, wenn man be-
denkt, dass wir den akkumulierten Effekt der Regional-
förderung Mitte der 1980er Jahre messen. Mithilfe der
Förderung wurde beispielsweise die öffentliche Infrastruk -
tur nach und nach erweitert oder verbessert. Zudem er-
scheint es plausibel, dass ein gewisser Teil des Effektes
durch lokale Umsiedlung von Firmenaktivität erklärt wer-
den kann, ohne dass neues Einkommen in der gesamten

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 2: Einkommen pro km2 (1986)
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Region erzeugt wurde. Auf die Bedeutung dieses Effek-
tes gehen wir in Abschnitt 7 ein.

5.2 Mechanismen

Um mehr über die Mechanismen dieser regionalen Trans -
fers zu erfahren, betrachten wir mögliche Faktoren, die
zu einem Anstieg des Einkommens pro Quadratkilometer
geführt haben könnten. Wir untersuchen, ob die Trans fers
innerhalb des Zonenrandgebietes die Bevölkerungsdich-
te (Migration), die Beschäftigung, das Bildungsniveau der
Erwerbstätigen, die Gewerbesteuer und die Infrastruk -
tur beeinflusst haben. Wir beschränken uns wie in Ab-
schnitt 5.1. auf die grafische Darstellung. Abbildungen 4
und 5 stellen die Daten in Abhängigkeit von der Distanz
zur ZRG-Grenze dar, wobei wir uns auf die Kontrollfunk-
tion mit Polynom dritter Ordnung und eine Bandbreite
von 100 km konzentrieren.

Wir finden einen Anstieg der Bevölkerungsdichte um
etwa 40 % und einen Anstieg der Beschäftigung von rund
70 % an der Grenze des Zonenrandgebiets während der
Förderperiode Mitte der 1980er Jahre. Letzteres deutet
darauf hin, dass viele Arbeitnehmer in das Zonenrand -
gebiet gependelt sind. Auf das Bildungsniveau scheint
die Regionalförderung keinen Einfluss ausgeübt zu ha-
ben. In der langen Frist deutet nichts darauf hin, dass
diese  Effekte abgeschwächt werden. Das ist in Abbil-
dung 4 daran zu erkennen, dass es auch im Jahr 2010
noch eine deutliche Sprungstelle gibt.

Ein weiterer Faktor für mehr ökonomische Aktivität
könnten Investitionen und ein höherer Kapitalstock sein.
Als Proxy für diesen Mechanismus verwenden wir die Ge -
werbesteuerbasis, die im Zonenrandgebiet durch die re-
gionalen Transfers um etwa 70 % erhöht wurde und im
Jahre 2010 sogar bei geschätzten 80 % lag. Die Sprung-
stellen sind in Abbildung 5 deutlich zu erkennen. Dass
die Punktschätzer bei dieser Variable besonders hoch
sind, überrascht nicht, da viele Förderarten direkt Firmen
zugutekamen, wie etwa Steuerabschreibungen oder
 Investitionssubventionen.

Neben Investitionszulagen und günstigeren Abschrei-
bungsmöglichkeiten für Firmen war ein erheblicher Teil der
Fördergelder für öffentliche Investitionen in die Infrastruk-
tur vorgesehen. Unsere Ergebnisse deuten darauf hin,
dass die ZRG-Förderung die Infrastruktur deutlich erhöht
hat. Wir verwenden Daten des STATISTISCHEN BUNDES -
AMTES zur Flächennutzung, die den Anteil des Gemeinde-
gebiets angeben, der mit Straßen oder Schienen bebaut
ist. Gemäß der Schätzergebnisse hat die ZRG-Förderung
zum Ausbau der öffentlichen Infrastruktur um etwa 15 %
geführt, sowohl in den 1980er Jahren als auch 2010.

6. Warum sind die Effekte dauerhaft?

Eine sehr naheliegende Erklärung dafür, dass die höhere
ökonomische Aktivität im ehemaligen Zonenrandgebiet
auch im Jahr 2010 noch zu beobachten ist, sind alterna-
tive Politikmaßnahmen, die den Ausfall der Subventionen

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 3: Einkommen pro km2 (2010)
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nach 1994 kompensiert haben. Beispielsweise könnte es
sein, dass nach Beendigung der ZRG-Förderung andere
Transfers in das ehemalige Fördergebiet geflossen sind.
Die Daten zur Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirt -
schafts struktur geben keinen Hinweis darauf, dass es
nach 1994 eine Sprungstelle hinsichtlich der Förderinten -

sität an der ehemaligen ZRG-Grenze gibt. Da das ZRG-
Förderprogramm eingestellt wurde und die ZRG-Grenze
auch zum überwiegenden Teil nicht mehr mit Kreisgren-
zen korrespondiert, ist dieses Ergebnis wenig überra-
schend, wenngleich die Förderintensität weiterhin Rich-
tung Osten ansteigt. Jedoch erkennen wir eine deutliche

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 4: Bevölkerungsdichte
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Abbildung 5: Gewerbesteuerbasis pro km2
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Diskontinuität an der ehemals innerdeutschen Grenze.
Letzteres ist nicht verwunderlich, da nach der Wiederver-
einigung der Schwerpunkt der Regionalförderung in die
neuen Bundesländer verlagert wurde. Gemeinden kön-
nen den Ausfall der Fördermittel auch dadurch kompen-
sieren, dass sie die Gewerbesteuerhebesätze reduzieren.
Auch dafür finden wir in unseren Daten keine Evidenz.

In der Literatur gibt es eine sehr lebendige Diskussion
darüber, was das regionale Muster ökonomischer Aktivi -
tät langfristig beeinflusst. Theoretische Arbeiten zur ökono -
mischen Geographie haben Erklärungen geliefert, warum
temporäre Politikmaßnahmen oder Schocks Gleichge-
wichte langfristig verändern können. Siedeln sich Firmen
und Haushalte etwa an einem Ort an, kann diese Ballung
Externalitäten erzeugen, die das Einkommen steigern und
damit einen weiteren Zuzug von Firmen und Haushalten
auslösen.6 Zu diesen Externalitäten zählen beispielsweise
Wissens-Spillover (knowledge spillover), Vorteile durch
 höhere Nachfrage pro Quadratkilometer (home market
effect) oder bessere Vermittlungsmöglichkeiten auf dem
Arbeitsmarkt (labor-market pooling). Alternativ können
(na türliche) Standortvorteile erklären, warum Städte un-
terschiedlich groß sind.7 Unsere Identifikationsstrategie
impliziert, dass alle Einflussfaktoren, die an der ZRG-
Gren ze kontinuierlich sind, die Diskontinuität in ökonomi-
scher Aktivität nicht erklären können. Danach scheiden
alle genannten Externalitäten aus, da sie mit zunehmen-
der Distanz schwächer werden, ohne sich ausgerechnet
an der ehemaligen ZRG-Grenze sprunghaft zu ändern.
Auch die Wiedervereinigung kann die Diskontinuität an
der ehemaligen ZRG-Grenze in 2010 nicht erklären. Fir-
men in der Nähe des ehemaligen Eisernen Vorhangs soll -
 ten vom neu gewonnenen Marktzugang mehr profitieren
als Unternehmen, die weiter westlich angesiedelt sind.
Jedoch sollte dieser Vorteil kontinuierlich nach Westen
hin abnehmen und somit keine Sprungstelle an der ehe-
maligen ZRG-Grenze bilden.

Wenn Agglomerationskräfte als Erklärung ausschei-
den, wie können wir unsere Ergebnisse dann erklären?
Wir haben bei der Diskussion der Mechanismen gezeigt,
dass ZRG-Förderung zu mehr öffentlicher Infrastruktur
und einem höheren Kapitalstock, insbesondere im ge-
werblichen Bereich, geführt hat. Es ist aber dennoch er-
staunlich, dass insbesondere beim Kapitalstock diese
Sprungstelle auch Jahre nach Auslaufen der Subventio-
nen bestehen bleibt. Kapital schreibt sich über die Zeit
ab. Es muss folglich einen Anreiz für Firmen geben, durch
weitere Investitionen zumindest das abgeschriebene Ka-
pital zu ersetzen. Dieser Anreiz könnte in lokalen Struktu-
ren liegen, die während der Förderperiode geschaffen
wurden. Die höhere Nachfrage nach Gewerbeflächen
musste der Staat durch Planungen und öffentliche Infra-
strukturinvestitionen beantworten. Genau dafür finden wir

in den Daten Evidenz. Die versunkenen Kosten, die mit
der Ausweisung und Planung neuer Gewerbegebiete ver -
bunden sind, haben auch eine langfristige Wirkung, da
diese Strukturen einen Standortvorteil erzeugen. Auf der
Suche nach Gewerbeflächen ist es günstiger, auf bereits
bestehende Strukturen zurückzugreifen und diese in-
stand zu halten als neue Flächen zu erschließen.

Unsere Ergebnisse liefern einen wichtigen Beitrag zur
Diskussion über die Gründe für die langfristigen Effekte
von Schocks. Während vorangegangene Arbeiten meist
auf die Rolle von Agglomerationskräften hingewiesen ha-
ben, kontrolliert das RDD für diese Einflussfaktoren und
weist lokalen Standortvorteilen, insbesondere erzeugt durch
einen höheren öffentlichen und privaten Kapitalstock, eine
große Bedeutung zu. Selbstverständlich heißt das nicht,
dass Agglomerationskräfte keine Rolle spielen. In unse-
rer Forschungsarbeit [EHRLICH und SEIDEL (2015)] disku-
tieren wir die Bedeutung von Agglomerationskräften und
untersuchen die Interaktionen mit regionalen Transfers.

7. War die Förderung des Zonenrandgebiets
 gesamtwirtschaftlich effizient?

Gerade bei regional eingegrenzten Fördermaßnahmen ist
zu befürchten, dass ein Großteil des messbaren Effektes
nicht dadurch entstanden ist, dass neue ökonomische
Aktivität entsteht, sondern Firmen aus angrenzenden,
nicht geförderten Regionen ihre Investitionen ins Förder-
gebiet umlenken. Um den Nettoeffekt der Transfers zu be -
stimmen, müssen folglich diese Umsiedlungsaktivitäten
aus dem geschätzten Effekt herausgerechnet werden.
Es ist naheliegend, dass Umsiedlungen mit zunehmen-
der Distanz höhere Kosten verursachen, sodass wir ins-
besondere um die ZRG-Grenze herum starke Umzugs-
aktivitäten beobachten sollten.

Wir können (negative) Externalitäten identifizieren, in-
dem wir die Höhe des Einkommens pro Quadratkilome-
ter außerhalb des Fördergebiets, aber an der Grenze
zum Zonenrandgebiet messen, z. B. im Punkt C in Abbil-
dung 6, und mit dem Niveau A vergleichen. Dies erreichen
wir, indem wir ökonomische Aktivität in der Kontrollregion
ausreichend weit entfernt von der ZRG-Grenze messen
und für mögliche Trends über die Distanz kontrollieren.
Ziehen wir diese Umsiedlungseffekte vom Gesamteffekt
(Strecke CD) ab, so erhalten wir den Nettoeffekt.

Wir finden Evidenz dafür, dass auf der westlichen Sei-
te der ZRG-Grenze 15 % der ökonomischen Aktivität ab-
gewandert ist. Da die Abwanderung auf der einen Seite
zu einer Zuwanderung auf der anderen Seite geführt hat,
müssen wir den Effekt verdoppeln, sodass sich der Ge-
samteffekt von 30 % bis 50 % erheblich reduziert. Selbst
wenn wir einen Gesamteffekt von 50 % unterstellen, kön-



27

ifo Dresden berichtet 3/2015

Aktuelle Forschungsergebnisse

nen wir aufgrund der Unsicherheit in den Schätzungen
nicht ausschließen, dass der Nettoeffekt null ist. Insbe-
sondere wenn wir die Kostenseite der Förderung hinzu-
zählen, entsteht ein eher nüchternes Bild bezüglich der
Effektivität der regionalen Förderung.

8. Verteilungswirkungen

Eine weitere wichtige Frage betrifft die Verteilungswirkun-
gen der Regionalpolitik. Zumeist ist das Ziel regionaler
Förderung, nicht nur ökonomische Aktivitäten in struktur-
schwachen Regionen zu beleben, sondern auch das Ein -
kommen der Haushalte in diesen Gebieten zu erhöhen.
Ob dies durch regionale Transfers allerdings erreicht wird,
ist in der Literatur vielfach bezweifelt worden. So befürch -
ten zum Beispiel GLAESER und GOTTLIEB (2008), dass
 Eigentümer von Land und Immobilien in den geförderten
Gebieten die wahren Nutznießer der Regionalpolitik sind.
Der Grund für diese Befürchtung ist simpel. Bei relativ
hoher Mobilität und unelastischem Wohn- und Landan-
gebot ist davon auszugehen, dass die Transfers zu Zu-
wanderung von Firmen und Haushalten und damit zu
steigenden Mieten und Landpreisen in den Empfänger-
regionen führen. In der Literatur wurden bereits für ver-
schiedene andere lokale Politikinstrumente wie Steuern,
öffentliche Güter und Flächennutzungsrestriktionen sig-
nifikante Kapitalisierungseffekte ermittelt [vgl. HILBER (2011)

für einen Überblick]. Auch in unserem Fall zeigt sich eine
deutliche Reaktion der Landpreise in den geförderten
Regionen. Dabei nutzen wir in unserer Analyse den so-
genannten Bodenrichtwert, welcher einen amtlichen Durch -
schnitts wert zur Bestimmung des Wertes von Grund-
stücken darstellt. Diese Variable ist besonders geeignet,
da sie frei von wertbeeinflussenden Merkmalen der je-
weiligen Immobilien ist und somit den tatsächlichen Wert
der Lage des Grundstücks reflektiert. In unseren Regres-
sionen finden wir einen Anstieg der Landpreise um circa
30 % in den ZRG-Regionen. Berücksichtigt man, dass
Haushalte in Deutschland ungefähr 30 % ihres Nettoein-
kommens für Wohnkosten ausgeben, wird deutlich, dass
durch die Reaktion der Landpreise der Anstieg des Pro-
Kopf-Einkommens von circa 4–8 % fast vollständig kom-
pensiert wird. Somit ist ein Anstieg der Reallöhne in den
Empfängerregionen zweifelhaft.

9. Fazit

Temporäre Politikinterventionen sind in der Lage, die Ver-
teilung ökonomischer Aktivität im Raum langfristig zu be-
einflussen. Die Effekte wurden sicherlich dadurch ermög-
licht, dass Haushalte und Firmen mit einer langfristigen
Förderung während der Teilung Deutschlands gerechnet
haben und folglich ihre Wohnort- und Standortentschei-
dungen dadurch beeinflusst wurden. Außerdem war der

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 6: Der Nettoeffekt der Zonenrandgebiet-Förderung
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Umfang der Förderung groß genug, dass die Transfers
einen Einfluss auf diese Entscheidung der Individuen aus -
üben konnten.

Jedoch ergibt sich ein nüchternes Bild, wenn wir die
gesamtwirtschaftliche Effizienz der Regionaltransfers be-
trachten. Unsere Ergebnisse deuten auf hohe Umsied-
lungsaktivitäten von Haushalten und Firmen hin, sodass
wir nicht ausschließen können, dass in der Summe allen-
falls ein kleiner Nettoeffekt entstanden ist. Insbesondere
wenn wir die Kostenseite berücksichtigen, ist die gesamt -
wirtschaftliche Effizienz fraglich.

Wenn Effizienz nicht das ausschlaggebende Motiv für
regionale Transfers darstellt, dann könnte ein alternatives
Ziel sein, einkommensschwachen Haushalten im Zonen-
randgebiet Arbeit und höhere Reallöhne zu ermöglichen.
Jedoch deuten unsere Resultate darauf hin, dass die
 Zonenrandgebietsförderung letztlich zu höheren Land-
preisen geführt hat. Es haben also nicht die Beschäftig-
ten profitiert, sondern vor allem diejenigen, die vor Beginn
der Förderung Immobilien besaßen.
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